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Geſetz⸗ 


; für d ; 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


E Nr. 20. 


(Nr. 6079.) Geſetz, betreffend die Anlage von Eiſenbahnen in den Hohenzollernſchen Landen. 
Vom 1. Mai 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen w. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtages Unſerer Monarchie, fuͤr 
den Bereich der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


K. 1. 
Die Anlage von Eiſenbahnen bedarf der landesherrlichen Genehmigung. 
Fuͤr den Fall, daß uͤber den Erwerb der fuͤr die Bahnanlage nothwen⸗ 
digen Grundſtuͤcke eine Einigung mit den Grundbeſitzern nicht zu Stande kommt, 


wird dem Unternehmer der Anlage das Recht zur Expropriation, welchem auch 
die Nutzungsberechtigten unterworfen ſind, verliehen. a 


Daſſelbe erſtreckt fich inſonderheit: 
1) auf den zu der Bahn ſelbſt erforderlichen Grund und Boden; 
2) auf den zu den nöthigen Aus weichungen erforderlichen Raum; 


3) auf den Raum zur Unterbringung der Erde und des Schuttes ꝛc., bei 
Einſchnitten, Tunnels und Abtragungen; 


y 4) auf den Kaum fúr die Bahnhöfe, die Aufſeher⸗ und Waͤrterhaͤuſer, die 
Waſſerſtationen und längs der Bahn zu errichtenden Kohlenbehaͤltniſſe 
zur Verſorgung der Dampfmaſchinen, und 


; 8) überhaupt auf den Grund und Boden fuͤr alle ſonſtigen Anlagen, welche 
5 zu dem Behufe, damit die Bahn als eine oͤffentliche Straße zur all⸗ 
5 gemeinen Benutzung dienen könne, noͤthig, oder in Folge der Bahn⸗ 
i anlage im öffentlichen Intereſſe erforderlich ſind. 


Die Entſcheidung daruͤber, welche Grundſtuͤcke für die obigen Zwecke 
(Nr. 1. bis 5.) in Anſpruch zu nehmen ſind, ſteht in jedem einzelnen Falle der 
Regierung, mit Vorbehalt des Rekurſes an das Miniſterium fuͤr Handel, 
Jahrgang 1865. (Nr. 6079) 42 Ge⸗ 


SR Ausgegeben zu Berlin den 26. Mai 1865, 
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Gewerbe und öffentliche Arbeiten, zu. Dagegen ift das Expropriationsrecht 
auf ſolche Anlagen nicht auszudehnen, welche, wie Waarenmagazine und 
dergleichen, nicht den unter Nr. 5. gedachten allgemeinen Zweck, ſondern nur 
das Privatintereſſe des Unternehmers angehen. ; í 


§. 2. 


Außer dem Expropriationsrechte wird dem Unternehmer auch das Recht 
zur voruͤbergehenden Benutzung fremder Grundſtuͤcke Behufs der Einrichtung 
von Interimswegen, der Materialiengewinnung ꝛe. eingeräumt. In welchem 
Umfange dieſes Recht geltend zu machen, und welche Grundſtuͤcke dabei in An⸗ 
ſpruch zu nehmen ſind, hat die Regierung, vorbehaltlich des Rekurſes an das 
Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, zu beſtimmen. Je⸗ 
doch iſt uͤberall das Ausgraben von Erde zur Ziegelfabrikation und von Feld⸗ 
ſteinen, ſowie die Eroͤffnung von Steinbruͤchen und die Benutzung ſchon vor⸗ 
handener Steinbruͤche, in den durch gegenwaͤrtigen Paragraphen den Unternehmern 
beigelegten Befugniſſen nicht enthalten. 


§. 3. 


Wenn der Unternehmer ein benachbartes Grundſtuͤck zur Unterbringung 
der Erde und des Schuttes in Anſpruch genommen hat (F. 1. Nr. 3.), fo 
ſoll, nachdem dieſer Zweck vollſtaͤndig erreicht iſt, der Eigenthuͤmer die Wahl 
haben, dieſes Grundſtück (nach H. 1.) dem Unternehmer fortwaͤhrend zu uͤber⸗ 
laſſen, oder (nach H. 2.) gegen Erſatz der Werthsverminderung zuruͤckzunehmen. 
Sollte jedoch der fortwaͤhrende Beſitz deſſelben dem Unternehmer für die Sicher 
heit der Bahn noͤthig fein, fo fällt der Anſpruch des Eigenthuͤmers auf Rüde 
gabe hinweg. 


H. 4. 


Die Expropriation erfolgt in der Art, daß wenn uͤber den Betrag der 
Entſchaͤdigung kein Einverſtaͤndniß ſtattfindet, derſelbe nach dem Ermeſſen vers 
eideter Sachverſtaͤndiger zu beſtimmen iſt. e 

Die Regierung jernennt die Taxatoren und leitet das Abſchaͤtzungsver⸗ i 
fahren unter Zuziehung beider Theile. $ 

Der Eigenthuͤmer ift verpflichtet, gegen Empfang oder gerichtliche De- 
poſition des Taxwerthes das Grundſtuͤck dem Unternehmer zu übergeben undd 
wird noͤthigenfalls von der Regierung dazu angehalten. Gegen die Schaͤtzung 
der une kann auf richterliche Entſcheidung über den Werth angetragen 
werden. 


H. 5. 


Die zur Anlage erforderlichen Grundſtuͤcke werden von dem Zeitpunkte 
ihrer Uebergabe an den Unternehmer ab von allen darauf haftenden, auf pie 
vatrechtlichen Titeln beruhenden dinglichen Verpflichtungen frei. 8 . 

* er Ne ri k 


Wenn bei der Entſchaͤdigung außer dem Eigenthuͤmer auch Realberech⸗ 
tigte in Betracht kommen, ſo muß nach dem Ermeſſen der Regierung entweder 
die Entſchaͤdigungsſumme gerichtlich deponirt, oder dafuͤr Kaution geſtellt werden, 
in welchem letzten Falle der Unternehmer, vom Zeitpunkt der Uebergabe an, 
landesuͤbliche Zinſen zu zahlen hat. 


H. 6. 

Fuͤr die vorübergehende Benutzung von Grundſtuͤcken (F. 2.) iſt die 
Entſchaͤdigung in gleicher Art, wie bei der Expropriation (H. 4.) zu beſtimmen. 
Es kann aber fuͤr deren Gewaͤhrung die Beſtellung einer angemeſſenen Kaution 
verlangt werden, in welchem Falle die Regierung die Sache interimiſtiſch zu 
reguliren hat. 


. 


Der Unternehmer iſt zur Einrichtung und Unterhaltung der Anlagen 
verpflichtet, welche die Regierung an Wegen, Ueberfahrten, Triften, Einfriedi⸗ 
gungen, Bewaͤſſerungs⸗ und Vorfluthsanlagen ꝛc. zur Sicherung gegen Gefahren 
und Nachtheile fuͤr noͤthig findet. | 

Entſteht die Nothwendigkeit folcher Anlagen erft nach Eröffnung der 
Bahn durch eine mit den benachbarten Grundſtuͤcken vorgehende Veraͤnderung, 
ſo iſt der Unternehmer zwar auch zu deren Einrichtung und Unterhaltung ver⸗ 
pflichtet, jedoch nur auf Koſten der dabei intereſſirten Grundbeſitzer, welche 
deshalb auf Verlangen des Unternehmers Kaution zu beſtellen haben. 


H. 8. 


In Betreff der Befikveränderungen und Entſchaͤdigungen, welche zum 
Zweck der Anlage einer Eiſenbahn nothwendig werden, ſteht ſowohl den ericht⸗ 
lichen, als den von den Verwaltungs⸗Behoͤrden aufzunehmenden Verhand ungen, 
den in dieſer Beziehung bei dem Hypothekenbuche erforderlichen Eintragungen 
und den daruͤber auszuſtellenden Urkunden, die Gebuͤhren⸗ und Stempelfreiheit zu. 


H. 9. 


Die Bahn darf dem Verkehr nicht eher eröffnet werden, als, nach vor⸗ 
gengiger 1 8 der Anlage, von der Regierung die Genehmigung dazu ertheilt 
worden iſt. 


$. 10, 


Die Handhabung der Bahnpolizei wird, nach einem darüber von dem 
Miniſterium für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten zu erlaſſenden Re⸗ 
(Nr. 6079.) 42˙¹ gle⸗ 


Wilhelm. 
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Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen 
der Stadt Muͤhlhauſen, Regierungsbezirk Erfurt, zum Betrage von 
97,000. Thalern. Vom 10. April 1865. ; 


; Nr. 6080.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Muͤhlhauſen im Einverſtaͤndniſſe mit 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zur Errichtung einer 
5 ftädtifchen Gasanſtalt eine Anleihe von 97,000 Thalern aufnehmen und zu 
dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Stadt⸗ 

Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des $. 2. des Gez 
ſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs⸗ 
verpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur 

Ausſtellung von ſieben und neunzig Tauſend Thalern Muͤhlhauſener Stadt⸗ 
Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema in 

4 144 Apoints A. über je 500 Thaler = 72,000 Thaler, 
250 s B = „100 = == 25,0 s 


394 Apoints = 97,000 Thaler 


auszufertigen, mit vier vom Hundert jauͤhrlich zu verzinſen und, von Seiten der 
l Glaͤubiger unkuͤndbar, nach dem beigefügten Amortiſationsplane durch Aus⸗ 
2 looſung mit mindeſtens zwei Prozent der Kapitalſchuld unter Hinzurechnung 
, der durch die Tilgung erſparten Zinſen und des kuͤnftigen Reinertrages der 
SOiasanſtalt, ſoweit ſolcher die planmaͤßigen Zins- und Tilgungsbetraͤge etwa 
es uͤberſteigt, innerhalb laͤngſtens 29 Jahren zu amortifiren ſind, mit Vorbehalt 
der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch 

. den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhr⸗ 
lleiſtung Seitens des Staates zu bewilligen. i 


l Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
LKoͤniglichen Inſiegel. N 


Gegeben Berlin, den 10. April 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. | 


aa (Stadtwappen) - | 
Mühlhauſener Stadt-Obligation 
Eitting ME ee 
BOOT este Thaler Preußiſch Kurant. 2 
Auf Grund des Allerhoͤchſten Privilegiums vom zur Muf- | x 


nahme einer Schuld von 97,000 Thalern Behufs Herſtellung einer ſtaͤdtiſchen 


l ermaͤchtigt, bekennt ſich der unterzeichnete Magiſtrat 
tadt Muͤhlhauſen durch dieſe, fúr jeden Inhaber guͤltige, Seitens 


Namens der 
des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 


Thalern Preußiſch Kurant, welcher Betrag an die Stadt gezahlt worden und 


mit vier Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 97,000 Thalern geſchieht vom 


1. Oktober 1866. ab allmaͤlig in Gemaͤßheit des feſtgeſtellten Tilgungsplans aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens zwei Prozent 
jährlich unter Zuwachs der erſparten Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibun⸗ 
gen; auch verpflichtet fich die Stadtgemeinde Muͤhlhauſen, zur Tilgung noch die 
Ueberſchüͤſſe, welche die Erträge der qu. Gasanſtalt über die Betriebsausgaben und 
die planmäßigen Verzinſungs⸗ und Tilgungsbeitraͤge etwa gewaͤhren werden, 
zu verwenden. 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch das 


2008 beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt in dem Monate April jeden Jahres 
und beginnt im April 1866. Die Stadtgemeinde behaͤlt ſich jedoch das Recht 
vor, die zu tilgenden Obligationen anftatt der Auslooſung aus freier Hand zu 
erwerben, ſowie den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken. 


Die ausgelooſten oder durch Ankauf zur Tilgung kommenden Schuld⸗ 


verſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und 
Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen fol, öffent 
lich bekannt gemacht. 


Dieſe Bekanntmachung erfolgt zweimal vor dem Zahlungstermine, nám: 


lih in den Monaten Mai und September, im Öffentlichen Anzeiger des Könige 
lich Preußiſchen Staats⸗Anzeigers, im Amtsblatte der Königlichen Regierung zu 
Erfurt und in dem Muͤhlhauſener Anzeiger. Sollte eines dieſer Blätter ein⸗ 
gehen, ſo wird von dem Magiſtrate mit Genehmigung der Koͤniglichen Regierung 
ein anderes ſubſtituirt. i 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 


es in halbjährigen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, von heute an 


gerechnet, mit vier Prozent jaͤhrlich in Preußiſch Kurant verzinſet. 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 


bei der Kaͤmmereikaſſe zu Muͤhlhauſen in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeits⸗ 
Mit 


termins folgenden Zeit. 
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= ; Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentisten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 


abgezogen. 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie faͤllig geworden, nicht erhobenen 
Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten der Stadtgemeinde. i 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener und vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach den auf die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden 
Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und 
der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere F. 1. bis $. 12. 
mit nachſtehenden naͤheren Maaßgaben: 


a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Mas 
giſtrate zu Muͤhlhauſen gemacht werden, welchem alle diejenigen Ge⸗ 
ſchaͤfte und Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angeführten Verord⸗ 
nung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfuͤgungen des 
Magiſtrats findet Rekurs an die Königliche Regierung zu Erfurt ſtatt; 


b) das im F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Koͤniglichen Kreis: 
gerichte zu Muͤhlhauſen; 


c) die in den H. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen ge⸗ 
ſchehen durch diejenigen Blätter, durch welche die ausgelooſten Obli⸗ 
gationen bekannt gemacht werden; 


d) an die Stelle der im H. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungs⸗Termine 
treten vier, und an die Stelle des im H. 8. erwähnten achten Zahlungs⸗ 
termins tritt der fuͤnfte. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verfaͤhrungsfriſt bei dem Magiſtrate anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder fonft in glaubhafter 


Weiſe darthut, nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten 


und bis dahin nicht vorgekommenen Zins kupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find halbjährige Zinskupons bis ultimo 
Maͤrz des Jahres 1871. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. i 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kaͤmmerei⸗ 
kaſſe zu Muͤhlhauſen gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie bei» 
gedruckten Talons. Beim Verluste des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen ift, 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Muͤhlhauſen mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmt⸗ 
lichen Einkuͤnften. 

(Nr, 6080.) Deſſen 


Diane i 2 ben u 
Der Magiftrat, 
(Trockenſtempel ) 


Eingetragen Kontobuch Fol.... .. AS 918 0 ſind Kupons ausgefertigt 
Der Stadtſekretair. Der Stadtkaͤmmerer. 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. 


„ 
Obligation der Stadt Mü ä i. Th 


uͤber Thaler Littr.. ` 
Der Inhaber te Zinskupons et, gegen beffen Ruͤckgabe am 
25 die Zinſen der vorbenannten Stadt⸗Obligation fúr das 
Halbjahr n . bis .. mit Thalern bei ber 
Stadtkaſſe zu Müplhaufen. > 
(Auch zahlbar durch das Bankhaus A. R. ee zu Muͤhlhauſen.) 
Muͤhlhauſen i. Th., den . ten. 


| Der Magiſtrat. 
(Trockenſtempel.) i 


i Diefer Zinskupon wird unguͤltig, wenn deſſen 

Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er 
fállig geworden, erhoben wirb, 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. 


Talon. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu ber 
garian der Stadt Muͤhlhauſen i. Th. 


bite 35 AB 22... über Thaler. 


die e Serie es für die fünf Jahre vom 


bis zum ‚ fofern Seitens des legitimirten Inhabers | be 
Obligation vorher kein orten Widerſpruch eingegangen ift. 


onien i. Th., den 


Der Magiſtrat 
(Trockenſtempel.) 


wer 


2 zur mantifttion einer zu vier Prozent verzinslichen Anleihe von 97,000 
Thalern durch zwei Prozent der Geſammtanleihe und die Zinſen der bereits 
ausgelooſten Obligationen in 29 Jahren. — Es ift dazu jährlich die 
Summe von 5820 Thalern erforderlich, und zwar 3880 Thaler Zinſen 
a und 1940 Thaler Amortiſationsquote. 
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Summa HR 


6,2061 281 2 

1,035| 6 

5,656118 
62.20 


DAN Ou 


2 O 


(Nr, 6084.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. April 1865., betreffend die Ausdehnung der 
8 ſtimmungen im FK. 11. des Regulativs über die Befähigung zu den höhe 
Aemtern der Verwaltung vom 14. Februar 1846. hinſichtlich der bei 
Regierung zu Sigmaringen angenommenen Referendarien auf das Fad 
der direkten Steuern, ſowie auf ſtaͤndiſche und Kommunalſachen. 


: Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 18. d. M. genehmige Ich, daß 
die Beſtimmungen im F. 11. des Regulativs úber die Befähigung zu den höheren 
Aemtern der Verwaltung vom 14. Februar 1846. hinſichtlich der bei der Re 
gierung zu Sigmaringen angenommenen Referendarien auf das Fach der direkten 
Steuern, ſowie auf ſtaͤndiſche und Kommunalſachen, ſtaͤdtiſche und laͤndliche, aus 

gedehnt werden, und ermaͤchtige das Staatsminiſterium, wegen Ausfuͤhrung 
dieſes Meines Erlaſſes, welcher durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen 
iſt, das Erforderliche anzuordnen. 7 

= Berlin, den 24, April 1865, 


Se | Wilhelm. 
er v. Bismard- Schönhaufen v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
e Gr. zu Eulenburg. : 3 
An das Stagtsminiſterium. 


Cr, 60 


(r. 6082) Statut für die Genoffenfchaft zur Senkung des Pielburg⸗Sees und der 
5 damit in Verbindung ſtehenden Gewaͤſſer im Kreiſe Neuſtettin. Vom 


1. Mai 1865. 


N Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl ent- 


ſprechend, auf Grund des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853., was 


folgt: 
H. 1. 


Die Eigenthuͤmer 


a) des Pielburg-Sees, 
b) des Dolgen-Sees, 
c) des Commune: See, 
d) des Klatt⸗Sees, 

e) des Altmuͤhl-Sees, 
) des Zollnow-Sees, 
g) des Alt-Baͤrbaumſchen Sees, 
h) des Bruder⸗Sees, 
1) des Lubow-Sees, 
k) des Blatt⸗Sees, 

1) des Pfundſack-⸗Sees, 
m) des Pott⸗Sees, 

n) des Zollnow-⸗Teichs, 
o) des Kremlin Sees, 


ſowie die Beſitzer derjenigen, an ſchaͤdlicher Naͤſſe leidenden Grundſtuͤcke, welche 
an dieſen Seen, reſp. in der Naͤhe derſelben belegen ſind, und der Beſitzer der 

Rackower Muhle werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um durch Senkung 
des Waſſerſpiegels dieſer Seen nutzbare Laͤndereien aus dem trocken gelegten 


8 Seegrunde zu gewinnen, ihre Grundſtuͤcke durch Entwaͤſſerung zu verbeſſern 


und das Gefaͤlle der qu. Muͤhle zu verſtaͤrken. 
i H. 2. 8 


i Die Genoſſenſchaft hat ihren Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in = 
Neuſtettin und bildet eine Korporation. 5 


H. 3. 
< ‚Der Genoſſenſchaft liegt ob, den Waſſerſpiegel des Pielburg⸗Sees und 
der mit demſelben in Verbindung ſtehenden, im H. 1. aufgefuͤhrten Gewaͤſſer 
nach dem Plane des Baumeiſters Schoͤnwald vom 29. Auguſt 1864. ſoweit 

zu ſenken, daß der Waſſerſpiegel des Pielburg⸗Sees um acht Fuß faͤllt. 

i In ſtreitigen Faͤllen wird der Entwäſſerungsplan von den Staats⸗ 
verwaltungsbehoͤrden ergänzt und feſtgeſtellt. 

Q. 6082. 43 * . 4. 


Alle zur Ausführung der Entwaͤſſerung erforderlichen Anlagen werd 
auf gemeinſchaftliche Koſten der Genoſſenſchaft hergeſtellt, ebenſo wird die E 
ſchaͤdigung dritter durch die Entwaͤſſerung etwa benachtheiligter Perſonen von 
der Genoſſenſchaft uͤbernommen. : Š f 
> Die geſammten Koſten des Entwaͤſſerungs⸗Unternehmens werden nach 
einem Kataſter aufgebracht. i . ze: 
Faur die Repartition der Beiträge ift bei Entwerfung des Kataſters als 
Grundſatz angenommen, daß vorläufig die Genoſſen nach Maaßgabe des Vor⸗ 
ttheils, welcher in dem ſachverſtaͤndigen Gutachten des Baumeiſters Schoͤnwa 
vom 29. Auguſt 1864. ermittelt iſt, zu veranlagen ſind. - 
~ Darnach wird der Werth der zu gewinnenden Vorlaͤnder auf 30 Thal 
pro Morgen, der Mehrwerth der durch Entwäfferung verbeſſerten Grundſtuͤcke 
auf 25 Thaler pro Morgen und der Vortheil des Beſitzers der Rackower 
Muͤhle auf uͤberhaupt 3500 Thaler angenommen. 
Nach dem Kataſter⸗Entwurf koͤnnen ſogleich Beitraͤge ausgeſchrieben we 
den, vorbehaltlich der ſpaͤteren Ausgleichung. x i 
Behufs der definitiven Feſtſtellung des Kataſters ift daſſelbe nach b 
wirkter Ausführung der Entwaͤſſerungsarbeiten einer Reviſion und Ergaͤnzun 
zu unterwerfen und follen die Genoſſen dabei nach Verhaͤltniß des wirklichen 


po 
werden. i SE 
„Das von den Sachverfländigen entworfene Beitragskataſter ift den 
ftheiligten Rittergutsbeſitzern und den Vorſtaͤnden der Gemeinden, welchen 
ubrigen Betheiligten angehören, extraktweiſe mitzutheilen und dort, ſowie 
dem Landrathe des Neuſtettiner Kreiſes, vier Wochen lang offen zu legen. 
BEL 5 Nur binnen dieſer Friſt koͤnnen Beſchwerden gegen das Kataſter erhobe 
werden. N ; $ 
; Diefelben find bei dem Landrathe des Neuſtettiner Kreiſes anzubringen. 
Die Zeit der Offenlegung iſt vier Wochen vorher durch das Kreisbla 
und außerdem in ortsuͤblicher Weiſe bekannt zu machen. Der Landrath hat 
die Beſchwerden unter Zuziehung des Beſchwerdefuͤhrers, eines Mitgliedes des 
Vorſtandes und der Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen, welche das Kataſter en 
worfen haben. Mit dem Refultate der Unterſuchung werden der Beſchwerde 
fuͤhrer und das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht. = 
Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, fo wird das Kataſter 
demgemaͤß berichtigt; andernfalls werden die Akten der Regierung zu Coͤsl 
zur Entſcheidung eingereicht. ; en Ji 
Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidun, 
der Regierung ift Rekurs dagegen an den Miniſter fúr die landwirthſchaftliche 
Angelegenheiten zulaͤſſig. = es 


id die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten den Be⸗ 
ſchwerdefuͤhrer. N 8 ee 
ſch 15 feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung zu Coͤslin ausgefertigt 
und dem Landrathe des Neuſtettiner Kreiſes zugeſendet. 

Auf Grund des Kataſters werden die Heberollen aufgeſtellt. 


H. 5. 


Der Genoſſenſchaft wird fuͤr alle zur vollſtaͤndigen Ausführung der Ent: 
waͤſſerung erforderlichen Anlagen das Recht der Expropriation verliehen. 


Kraft dieſes Rechts iſt die Genoſſenſchaft namentlich befugt: 
1) die Abtretung der Waſſerkraft der Pilow⸗Muͤhle, 
2) die Abtretung oder voruͤbergehende Ueberweiſung des zu den Kanaͤlen, 
Gräben ꝛc. erforderlichen Terrains, 


gegen Entſchaͤdigung in Anſpruch zu nehmen. i = a 


Die Entſcheidung darüber, welche Gegenſtaͤnde der Expropriation unter- 

liegen, ſteht der Regierung zu Coͤslin zu, mit Vorbehalt eines innerhalb einer 

Praͤkluſiofriſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an den Miniſter fuͤr . 

die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. N 

Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchaͤdigung erfolgt ebenfalls durch Se 

die Regierung zu Cöslin. Hierbei find die Vorſchriften der HH. 45—51. des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843. maaßgebend. 


- F. 6. 


Die Einrichtung des trocken zu legenden Seegrundes zu Wieſen reſp. zum 
anderen nutzbaren Grundſtuͤcken liegt den Eigenthuͤmern allein ob. Euer 
Nach der auf Koſten der Genoſſenſchaft erfolgten Ausfuͤhrung aller ge⸗ z 
meinſamen Anlagen verbleibt auch die kuͤnftige Unterhaltung und reſp. Wieder⸗ 
eerneuerung aller Haupt⸗Enkwaſſerungsgraͤben der Genoſſenſchaft, welche die 
Koſten hierzu gemäß F. 4. des Statuts aufzubringen hal. 
Die Unterhaltung und Wiedererneuerung der vier auf Koſten der Ge⸗ 
noſſenſchaft neu zu erbauenden Bruͤcken liegt ob: 


a) bezuͤglich der Brucke auf der Straße zwiſchen dem Bruder⸗See und dem 
Altmuͤhl⸗See dem Beſitzer des Rittergutes Altmuͤhl, 

b) in Betreff der Brücke auf der Straße zwiſchen der ſogenannten Kom: 
mune und dem Pielburg⸗See den Befißern der Ritterguͤter Altenwalde 
und Alt⸗Bärbaum, ſowie der Gemeinde Altenwalde nach Maaßgabe 
ihrer bisherigen Verpflichtungen, 

c) bezuͤglich der Bruͤcke úber das Dolgenfließ unterhalb Altenwalde dem 
Beſitzer des Rittergutes Altenwalde und der Gemeinde Altenwalde nach 
Maaßgabe ihrer bisherigen Verpflichtungen, 

d) in Betreff der Bruͤcke úber das Pilowfließ auf der Straße an der 

Pilow⸗Muͤhle der Genoſſenſchaft. 
r. 6082) H. 7. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft fteht der Sozietaͤtsdirektor, welcher de 
Lan drath des Neuſtettiner Kreiſes fein foll. Derſelbe führt die Verwaltung 
und vertritt die Genoſſenſchaft in allen Angelegenheiten, auch dritten Perſonen 
und Behoͤrden gegenuͤber, in und außer Gericht. Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzter 
Plänen zu veranlaſſen und dieſelben zu beauffichtigen, 


b) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den Saͤu 
migen event, durch adminiſtrative Exekution zur Kreis-Kommunalkaſſe 
einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und die Kaffen: 
verwaltung zu revidiren, i 


c) den Schriftwechſel fuͤr die Genoſſenſchaft zu fuͤhren und die Urkunden ; 
derfelben zu unterzeichnen. e AE 


§. 8. 


an Die Beitragspflicht zu den Ausfuͤhrungs- und den Unterhaltungskoſten ruht 

unabloͤslich auf den zum Genoſſenſchaftsverbande gehörenden Grundſtuͤcken, iſt 
den oͤffentlichen Laſten gleich zu achten, und bedarf keiner hypothekariſchen Ein⸗ 
tragung. Die Erfüllung der Beitragspflicht kann von dem Landrathe in eben 
der A wie dies bei öffentlichen Laften zuläffig ift, durch Exekution erzwungen 
werden. er 
Dieſe Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 


Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich des Regreſſes an den eigent- 
lich Verpflichteten. i E 


bindende Befchlüffe fúr die Sozietät zu faſſen, den Direktor in feiner Geſchaͤfts⸗ 
- führung zu unterſtuͤtzen und das Beſte der Sozietät überall wahrzunehmen hat. 
l Bei etwa vorkommender Stimmengleichheit hat der Direktor den Aus⸗ 
ſchlag zu geben und demgemaͤß die Beſchluͤſſe des Vorſtandes zu regeln, auch 
auszufuͤhren. A 
= 3u einem gülfigen Beſchluß ift die Anweſenheit von mindeſtens drei Mit: 
gliedern erforderlich. ; ; 
BR Bei der Wahl der zu wählenden Vorſtandsmitglieder wird das Stimmen: 
verhaͤltniß nach Maaßgabe der Beitragsquoten dergeſtalt feſtgeſtellt, daß auf 
1050 Thaler Kapitalbeitrag Eine Stimme kommt, und daß diejenigen Theile 
nehmer, deren Beitraͤge zuſammen dieſe Summe erreichen, eine Kollektivſtimme 
erhalten. a 
: §. 10. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft 115 
; = 98 


das Eigenthum von Grundſtuͤcken, úber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf fpe- 
ziellen Rechtstiteln beruhenden Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entz 
ſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden 
alle andere, gemeinfame Angelegenheiten der Genoſſenſchaft, oder die vorgeb⸗ 
liche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffende Beſchwerden 


osi 


von dem Sozietätsdirektor in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande unterfucht und 
nach Mehrzahl der Stimmen entſchieden. ; 

Gegen die Entſcheidung ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds⸗ 
gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des Be⸗ 
ſcheides an gerechnet, bei dem Landrathe angemeldet werden muß. Ein weiteres 
Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Kreisdeputirten und zwei Kreis⸗ 
verordneten, welche bei dem Entwaͤſſerungs-Unternehmen nicht betheiligt ſind, 
und falls ſich die ſtreitenden Parteien uͤber deren Wahl nicht einigen, von der 
Regierung in Coͤslin beſtellt werden. 


§. 14. 
Die Genoſſenſchaft ift der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 
Das Auffichtsrecht wird von der Regierung zu Coͤslin und von dem 
Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ausgeuͤbt. 
H. 12 
Ohne landesherrliche Genehmigung darf keine Abaͤnderung des Statuts 


vorgenommen werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem = 
Königlichen Inſiegel. . 


Gegeben Berlin, den 1. Mai 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Nr. 6082—6083.) (Nr. 6083.) 


i 


es Königs Majenät Jaten ie Allerhöchſten ge vom m 13. d. A 
e Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Feuerverſicherungs⸗ 
A Aktiengeſellſchaft für Deutſchland „Adler“ zu Berlin“ mit dem Sitze zu Berlin, 
ne deren Statut vom 16. November 1864. zu genehmigen geruht. 
Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
Ta e Regierung zu Potsdam und der 5 Berlin bekannt gemacht 
wer en. 


. 5 18. Moi 1865. 


Der Münster T Handel, Gewerbe Der Miniſter des > . 
und öffentliche Arbeiten. Gr. zu Eulenburg. 
Im Auftrage: 
Schede. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Bertin „gedruckt in der Königlichen Geheimen . 
(N. v. Decker). 


